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                                                 BVerfG
                                            
	
                                                Vaterschaftsanfechtung
                                            


                        

                        
                            Vater, Mutter, Vater, Kind
                        

                    

                    
                        
                            
Das BVerfG fordert mehr Rechte für leibliche Väter zur Vaterschaftsanfechtung. Dabei wirft der Senat kurzerhand sein altes Familienbild über Bord und schlägt dem Gesetzgeber ein Modell mit zwei Vätern vor, wie Marko Oldenburger erklärt.
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                                                 EGMR
                                            
	
                                                Klimaklage
                                            


                        

                        
                            "Historischer" Sieg für "Klimaseniorinnen"
                        

                    

                    
                        
                            Der EGMR hat zum ersten Mal über eine Klima-Klage entschieden und die Schweiz wegen unzureichender Klimaschutzmaßnahmen verurteilt. Das Urteil ist gleich in zweierlei Hinsicht historisch.
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                                            KapMuG
                                        
	
                                            Reform
                                        


                            

                            
                                Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz soll reformiert werden
                            

                            
                                Das Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz soll reformiert und entfristet werden. Der von der Bundesregierung vorgelegte Reformvorschlag wird am Donnerstag im Bundestag in erster Lesung beraten. Die Regierung hat die Vorlage außerdem dem Bundesrat als besonders eilbedürftig zugeleitet. 
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                                            Politische Werbung
                                        
	
                                            Transparenz
                                        


                            

                            
                                Neue EU-Regeln für transparentere politische Werbung in Kraft
                            

                            
                                Bereits für die Europawahl im Juni sollen sie gelten – die neuen Regeln für politische Werbung. Die entsprechende EU-Verordnung ist am Dienstag in Kraft getreten. Damit wolle man der Informationsmanipulation und der ausländischen Einflussnahme auf Wahlen entgegenwirken, so die EU-Kommission.
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                                            Warnhinweise
                                        
	
                                            Zigarettenautomaten
                                        


                            

                            
                                Pro Rauchfrei zieht Antrag gegen Tabakautomaten-Betreiber Tobaccoland zurück
                            

                            
                                 Der Nichtraucherverein wollte eigentlich per einstweiliger Verfügung erzwingen, dass die Mönchengladbacher Firma Tobaccoland ihre bundesweit rund 80.000 Zigarettenautomaten ändert und Warnhinweise stärker zur Geltung bringt. Wegen gerichtlicher Bedenken hat Pro Rauchfrei nun seinen Antrag zurückgezogen. 
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                                            Völkermord
                                        
	
                                            Waffenlieferungen
                                        


                            

                            
                                IGH: Deutschland fordert Abweisung der Klage wegen Beihilfe zum Völkermord
                            

                            
                                Deutschland hat die Klage Nicaraguas wegen Beihilfe zum Völkermord im Gazastreifen als haltlos zurückgewiesen. "Diese Vorwürfe entbehren jeder rechtlichen und tatsächlichen Grundlage", sagte die Leiterin der deutschen Delegation, Tania von Uslar-Gleichen, am Dienstag vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag.
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                                            BGH

	
                                            actio pro socio
                                        
	
                                            Zweier-WEG
                                        


                            

                            
                                Auch in verwalterloser Zweier-WEG: Nur WEG kann gegen zweckwidrige Nutzung klagen
                            

                            
                                Will in einer verwalterlosen Zweier-WEG der eine Wohnungseigentümer eine zweckwidrige Nutzung des anderen unterbinden, kann er nicht selbst auf Unterlassung klagen, sondern nur die WEG. Laut BGH kann er Unterlassungs- oder Beseitigungsansprüche auch nicht im Weg der actio pro socio geltend machen.
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                                            Apolda
                                        
	
                                            Brandstiftung
                                        


                            

                            
                                Lebenslange Haft für Brandstifter von Apolda bestätigt
                            

                            
                                Nach einer Brandstiftung in Apolda mit vier Toten muss der Täter lebenslang ins Gefängnis. Der BGH hat jetzt die vorinstanzliche Verurteilung bestätigt und die Revision des Angeklagten verworfen. Die Verurteilung ist damit rechtskräftig.
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                                            Dr. Lars Niesler
                                        


                                

                                
                                    Bekenntnis zu den Amtsgerichten
                                

                                Bis zu welchem Streitwert ist das Amtsgericht in Zivilsachen sachlich zuständig? Diese Frage kann jeder Examenskandidat beantworten: 5.000 Euro. Jahrzehntelang erschien diese Grenze unverrückbar. Jetzt ist endlich Bewegung in die Sache gekommen. Dr. Lars Niesler, Direktor des Amtsgerichts Mosbach, findet das in unserem Editorial nicht ambitioniert genug.
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                                Agenda
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                                            Agenda
                                        


                                

                                
                                    Die Termine der 15. Kalenderwoche
                                

                                Kann ein Verkäufer eines Oldtimers jegliche Sachmängelhaftung ausschließen, aber gleichzeitig behaupten, die Klimaanlage sei top? Das muss der BGH klären, weil im Streitfall Lüftung und Heizung dann doch ihre Macken hatten. Das BVerfG urteilt über die Rechte eines leiblichen Vaters gegenüber dem rechtlichen Papa. Gestritten wird außerdem über unerwünschte Reklamepost, Einnahmeausfälle von Hotelbetreibern durch Corona-Verbote und die Berechnung steuerbegünstigter Bereitschaftsdienste.
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                                Kolumne
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                                            Markus Hartung
                                        


                                

                                
                                    Dulden, ohne zu liquidieren?
                                

                                „Immer mehr Verbraucher pochen auf ihr Recht – jetzt haben die Gerichte ein Problem“, lautete unlängst eine Schlagzeile bei CHIP, dem nach eigenen Angaben größten Verbraucherportal Deutschlands. Dass der Beitrag gefühlt etwas spät kommt, ist nicht so entscheidend, wir wissen ja, dass es nicht „jetzt“, sondern ein seit Jahren virulentes Thema ist und bisher niemand die silver bullet gefunden hat, um es in den Griff zu bekommen.
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                                Ausbildung & Karriere

                                    [image: Lorem Ipsum]
                            

                        

                        
                            
                                
                                    	
                                            Dr. Arnim Rosenbach
                                        


                                

                                
                                    Handwerk und Kunst juristischer Falllösung
                                

                                Ausdrücklich bekennt sich das "Hamburger Protokoll" – ein breit gefächertes Bündnis für eine Reform des Jurastudiums – vom 1.12.2023 zu einer Reduktion der Pflichtstoffkataloge. Es hält es für geboten, in der Ausbildung die Grundlagen- und Methodenkompetenz zu stärken (NJW-aktuell H. 11/2024, 19). Beginnt damit ein Paradigmenwechsel?
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                                Kolumne
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                                            Prof. Dr. Christoph Degenhart
                                        


                                

                                
                                    "Alle Macht den Räten?"
                                

                                50 Jahre nach der Novemberrevolution wurde die Parole erneut skandiert, gerne verbunden mit der Aufforderung, einem sich ins Versmaß fügenden Vertreter der Staatsmacht die "Gräten zu brechen". Von so aggressiver Rhetorik sind selbst "Klimaaktivisten" mit ihren etwas diffusen Vorstellungen von losbasierten, verbindliche Entscheidungen treffenden "Gesellschaftsräten" weit entfernt – sie wären ohnehin verfassungskonform nicht realisierbar. 
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                                            Helene Wagner
                                        


                                

                                
                                    "Es geht den Sprayern um Fame"
                                

                                Berlin gilt als heimliche Hauptstadt des Graffiti in Europa. Und das aus gutem Grund, gehören doch die mal mehr, mal weniger künstlerisch anspruchsvollen Bilder zum Stadtbild wie das Brandenburger Tor, der Reichstag und die gelb-roten S-Bahnen. Doch an den Kunstwerken scheiden sich die Geister. Vor rund vier Jahren wurde deshalb bei den Berliner Ermittlungsbehörden eine spezielle Task Force gebildet, der Amtsanwältin Helene Wagner angehört. Ein Gespräch über Ermittlungen in einer ganz speziellen Szene.
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        Internet Explorer: Unsere Empfehlung

        ×
        
            Sie nutzen noch den Interenet Explorer 11 (IE11) und wir empfehlen Ihnen, bis zum 15. Juni 2022 auf den neuen Browser „Microsoft Edge“ oder eine aktuelle Version eines anderen gängigen Internet-Browsers (Firefox, Chrome, usw.) umzusteigen. Wir folgen damit den Empfehlungen des Unternehmens Microsoft, das ebenfalls schrittweise begonnen hat, die Unterstützung dieser Browserversion einzustellen. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unsere Hotline unter der Telefonnummer 089-38189-421.
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